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Der von der Bundesregierung 
kürzlich verabschiedete 12. 

Subventionsbericht stem pelt die 
seit Jahren ständig w iederholten 
Beteuerungen der verantwortlichen 
Politiker, die Subventionen verm in
dern zu wollen, zu Lippenbekennt
nissen. Betrugen die Finanzhilfen 
und S teuervergünstigungen aus 
dem Bundeshaushalt nach der Defi
nition der Subventionsberichterstat
tung der Bundesregierung 1987 
noch 28,3 Mrd. DM, so werden sie in 
diesem  Jahr 31,4 Mrd. DM erreichen 
-  eine Zuwachsrate von 11 % inner
halb von zwei Jahren.

Besonders deutlich wird die D is
krepanz zw ischen Anspruch und 
W irklichkeit, wenn man die im 11. 
Subventionsbericht von 1987 ange
gebenen Z ielwerte für den Abbau 
der F inanzhilfen des Bundes zum 
Vergleich heranzieht. Danach so ll
ten 1989 noch 13,7 und 1990 nur 
noch 12,9 Mrd. DM an Finanzhilfen 
gezahlt werden. Nach den neue
sten Angaben werden es jedoch
14,5 bzw. 14,2 Mrd. DM sein. Be
rücksichtigt man ferner, daß die 
Bundesregierung, im G egensatz 
zur bisherigen Praxis, das W ohn
geld, das sich in den letzten Jahren 
jeweils auf rund 2,1 Mrd. DM belief, 
je tzt nicht m ehr zu den Subventio
nen zählt, so übertrifft der W ert der 
nach der neuesten Planung 1990 zu 
zahlenden Finanzhilfen den Z ie l
wert von 1987 um 3,4 Mrd. DM.

Angesichts d ieser Zahlen sollte 
es in der Regierung eigentlich n ie
m anden verwundern, wenn die Ö f
fentlichkeit auch der bis 1993 ange
kündigten Rückführung der F inanz
hilfen auf 11,5 Mrd. DM mit größter 
Skepsis gegenübersteht. Sie wird 
noch verstärkt, wenn die Neuord
nung der A irbus-Aktivitäten als ge 
lungenes Beispiel für einen gezie l
ten Subventionsabbau angeführt 
wird. Es erscheint angesichts der 
IJbernahm e der A ltlasten und der 
Unsicherheiten, die sich für den
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Bundeshaushalt aus den beim 
Bund verb le ibenden W echselkursri
siken ergeben, zum indest für die 
nächsten zehn Jahre fraglich, ob 
sich eine wesentliche Verm inde
rung der Subventionslast für den z i
vilen F lugzeugbau ergibt.

Positiver fällt dagegen auf den er
sten Blick die Beurteilung des Ab
baus von S teuervergünstigungen 
aus. Diese sollen als Folge des In
krafttretens der dritten Stufe der 
S teuerreform  schon 1990 um 1,9 
Mrd. DM oder 8,9%  zurückgehen. 
Es ist zu erwarten, daß sich der 
Rückgang der S teuervergünstigun
gen in den Jahren nach 1990 noch 
deutlicher bem erkbar macht, da die 
Maßnahmen erst dann voll kassen
w irksam  werden.

In einem ungünstigeren Licht er
scheint die Subventionspolitik, 
wenn man berücksichtigt, daß die in 
den Subventionsberichten verw en
dete Abgrenzung der Subventionen 
ihr wahres Ausm aß nur unzure i
chend wiedergibt. So werden z.B. 
nur die Hilfen des Bundes erfaßt. Es 
wird zwar im m er w ieder betont, daß 
genau das die Aufgabe des Subven
tionsberichtes sei; da aber die dort 
verw endeten Zahlen in der Regel 
G rundlage der Subventionsdiskus

sion sind, entsteht so eine falsche 
Optik. In e iner umfassenden S ub
ventionsberichterstattung sollten 
auch die Subventionen der anderen 
G ebietskörperschaften, die bisher 
nur in einer Schätzung erfaßt wer
den, sow ie der verschiedenen 
Fonds der EG einbezogen werden.

Zudem  ist noch zu beachten, daß 
bestim m te Institutionen des Bundes 
gar nicht, w ie z.B. die Bundesan
stalt fü r Arbeit und der Ausgleichs
fonds für die S icherung des Stein
kohlenabsatzes, oder nur nachricht
lich, w ie z.B. das ERP-Sonderver- 
mögen, als Subventionsgeber er
faßt werden. Ebenfalls nicht erfaßt 
werden auf der Empfängerseite die 
dem  Staat gehörenden Unterneh
men w ie z.B. die Bundesbahn und 
die Bundespost. Auch der gesamte 
Bereich der marktfernen For
schungsförderung für Unterneh
men wird vom Bund nicht den Sub
ventionen zugerechnet.

Eine Abgrenzung der Subventio
nen, die einen umfassenderen 
Überblick über die in der Bundesre
publik von allen staatlichen Ebenen 
dem U nternehm enssektor gewähr
ten finanzie llen Hilfen gibt, haben 
die an der Strukturberichterstattung 
beteiligten Forschungsinstitute erar
beitet. Danach wurden bereits 1985 
118,1 Mrd. DM an Subventionen ge 
währt. Vom DIW  wurden inzwischen 
für 1988 die Subventionszahlungen 
auf 133,2 Mrd. DM geschätzt.

Angesichts d ieser Größenord
nungen, die auf einen großen Spiel
raum für einen weiteren Subven
tionsabbau hindeuten, wirken die 
bisher ergriffenen Maßnahmen 
eher bescheiden. Der Subventions
abbau bleibt dem nach weiterhin 
eine vordringliche A ufgabe der W irt
schaftspolitik. Dies gilt insbeson
dere im Hinblick auf die angestrebte 
Reform  der Unternehm ensbesteue
rung, deren F inanzierung noch gesi
chert werden muß.
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